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hat der 30 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 280 Oktober 1965 durch

Bundesriehter Dr° L a n g k e i t

— Vorsitzender —9
Bundesrichter ' Dro S c h u b e r t und

Bundesriehterin G e y s e r ?
Bundessozialrichter E h r h a r d t und

.
Bundessozialriehter Dro S p r i c k

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgeriehts Niedersachsen vom 280 Mai

1963 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten()
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2Die Klägerin war vom 250 April 1960 an auf Grund ihres
iBezugs von !rbeitslosengeld (Alg) pflichtversiehertcs

1Mitglied der beklagten Barmer Ersatzkasseo Am 140 Novem—

*ber 1960 wurde ihre Tochter Arnhilt geborene Die Beklagte
‘ ehlte ihr in der Zeit vom 30 Oktober bis 260 Dezember 1960

(6 Wochen vor und 6 Wochen nach der Nicderkunft) Wochen—

“;geld nach @195 a der Reichsversieherungsordnung (EVO)
sowie vom 140 November 1960 bis 150 März 1961 Stillgcldo

Auf Antrag der Klägerin gewährte das Arbeitsamt dieser

erneut A1g vom 100 Januar 1961 ano Die Gewährung des Alg

für die 70 und 80 Woche nach der Niederkunft lehnte es
mit der Begründung ab? die Klägerin stehe als stillende

Mutter wegen des Besehäftigungsverbots nach 5 6 des

Mutterschutzgesetzes (MußchG) vom 240 Januar 1952
(BGBl I 69) während dieser Zeit der Arbeitsvermittlung

nicht zur Verfügung (@ 76 Abso 1 Nro 3 des Gesetzes über

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung «AVAVG—);

damit seien die Voraussetzungen für die Zahlung des Alg

nicht gegeben (@ 74 Abs„ 1 AVAVG)o Widerspruch und
Klage gegen diesen Bescheid blieben erfolgloso

“Die Klägerin beantragte nunmehr bei der beklagten

.Ersatzkasse die Gewährung von %ochengcld für die 7D und

80 Yoche nach der Niederkunft° Die Beklagte lehnte

den Antrag mit der Begründung ab‚ daß ein A spruch nach

@ 15 MuSchG auf Wochengeld für diese Zeit nicht bestehe?

da das MuSchG für arbeitslose Frauen nicht gelteo

Die Klägerin ist dagegen der Auffassung9 aus Arto 6 Abso 4

des Grundgesetzes (GG) ergebe sich eine Richtlinie
programmatischer Art? die der Gesetzgeber noch nicht

ausgefüllt habeo Das dürfe nicht zu Lasten der stillenden
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Mutter gehen° Daher habe die Bundesrepublik auch für das

Wochengeld in der 70 und 80 Woche nach der Niederkunft

aufzukommeno Der mit dieser Begründung eingelegte

Widerspruch der Klägerin wurde mit Bescheid vom 250 Mai

1961 zurückgewieseno

Mit der Klage vor dem Sozialgericht (SG) beantragte

die Klägerin?

die Beklagte zu verurteilen? ihr

Wochengeld für die 70 und 80 Woche

nach der Niederkunft zu zahlcno

Das SG hat die Klage abgewiesen und die Berufung

zugelassen (Urteil vom 170 April 1962)„

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung ein—

gelegt mit dem Antrage9

das Urteil des SG Oldenburg vom l7o April

1962 aufzuheben und die Beklagte zur

.
Zahlung des Wochengeldes für die 70 und

_8„ Woche nach der Niederkunft zu verurteilcn°

Das Landessozialgerieht (LSG) Niedersachsen hat die

Berufung zurückgewiesen und die Revision zugelassen

(Urteil vom 28° Mai 1965)o Zur Begründung hat es
ausgeführt; Das SG sei zutreffend davon ausge—

gangen9 daß die Klägerin weder nach @195 a Abs° l

Nr° 3 avo noch nach @13 Abs, 1 Satz 5 MuSchG
?ochcngeld für die 70 und 80 Woche nach der Nieder—

kunft verlangen könne° Nicht nur die Klägerin V
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empfinde es als einen Mangel9 daß im MuSchG nur diejenigen

Frauen als schutzbedürftig anerkannt werden? die in

einem Arbeitsverhä tnis stehen? und nicht alle Frauen

inbegriffen seien‚ die zwar als Arbeitnehmer tätig zu
sein pflegten9 aber ZGBo aus Arbeitsmangel nicht in Be—
schäftigung stündeno Schon bei den Beratungen des Mu5chG

seien Bestrebungen vorhanden gewesen? den persönlichen

Geltungsbereich des Gesetzes zu erweitern und auch nicht

in einem Arbeitsverhältnis stehenden Frauen den gesetz—

lichen Muttersehutz zuzuerkenneno Diese Bestrebungen

seien jedoch nicht zuletzt aus finanziellen Gründen ge«

scheiterto Das MuSehG stelle demnach eine bewußt gewollte

Teillösung$ ein Gesetz eben nur zum Schutze der erwerbs—

‚tätigen Mutter dar()

Diese Beschränkung der gesetzlichen Zielsetzung schließe

es aus? das MuSchG auf die Klägerin analog anzuwendono

Zu einer entsprechenden Anwendung zwinge auch nicht das

GGGDer Anspruch "auf den SChutz und die Fürsorge der

Gemeinschaft" nach Art° 6 Abso 4 GG sei so unbesti mt?

daß sich daraus nicht ein Anspruch auf Wechengeld für

arbeitslose stillende Mütter in der 70 und 80 Woche

nach der Niederkunft herleiten lasseo Es bedürfe der

Konkretisierung durch ein Gesetz; es handele sich in

erster Linie um eine Anweisung an den Gesetzgeber?

die erforderlichen Schutzmaßnahmen zu treffeno Daran

ändere auch nichts der Gleichheitssatz des Arte 5 GG?

insbesondere sein Abso 30 Denn in diesem Zusammenhang

bedeute er lediglich eine rechtlich bindende Anweisung

an den Gesetzgeber? allen Müttern gleiehen Schutz zu

gewähren‚ nicht aber eine analoge Anwendung des MußchGo

Fraglieh könne allenfalls sein‚ ob die analoge Anwendung

des MuSchG auch dann unterbleiben müssen‚ wenn der Ge«
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setzgeber den Programmsatz des Arto 6 Abs() 4 GG

zu verwirklichen unterlasseo Dabei sei zu berück—

sichtigen9 daß die erforderliche Konkretisierung

durch Gesetz auch stufenweise verwirklicht wer—

den könne° Wenn auch das GG bereits 14 Jahre in

Kraft sei? so sei dieser Zeitraum doch angesichts

der Vielzahl und Schwierigkeiten der im Rahmen

der Sozialgesetzgebung zu regelnden Matcrien

noch nicht übermäßig lango

Mit der Revision hat die Klägerin beantragt9

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

und der Vorentscheidungen die Beklagte zu

verpflichten, der Klägerin für die 70 und

8° Woche nach der Entbindung Wochengeld

zu zahlen°

Zur Begründung hat sie ausgeführt: Aus den Gesetzes—

materialien zum MuSchG lasse sich nicht folgcrn‚

daß auch die arbeitslose Mutter vom Schutze nach

dem MuSchG ausgeschlossen sein sollteo Hieraus

ergebe sich lediglich? daß der Gesetzgeber mit

der Verwendung des Begriffes "Arbeitsverhältnis" in 5 1

MuSchG zunächst nur alle diejenigen Mütter aus—
scheiden wollte? die nicht unselbständig tätig

seieno Dagegen pflege die arbeitslose Mutter in der

Regel einer abhängigen Erwerbstätigkeit nachzugehen;

daher müßten auch diejenigen Mütter? die Alg be—

ziehen9 unter die Vorschriften dieses Gesetzes falleno

Eine solche Auslegung stimme mit Arto 6 Abs° 4 GG
überein.o Stelle man sich jedoch wie das LSG auf den

Standpunkt? der Gesetzgeber habe die erwerbslose

Mutter mit diesem Gesetz bewußt nicht schützen

_ 5 _
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wollen? so sei die so verstandcne gesetzliche Regelung

verfassungswidrig° Zwar sei ein solcher Verstoß nicht

in der Nichtbeachtung des in Barto 6 Abso 4 GG nieder—

gelegten Programmsatzcs zu seheno Jedoch sei die Re—

gelung des MuSchG mit Art„ 3 GG nicht vereinbaro Ob

eine Mutter zozto der Schwangerschaft? der Nieder_

kunft oder in der Stillzeit noch in einem Arbeits—

verhältnis stehe oder vorübergehend erwerbslos sei,n

hänge mehr oder weniger vom Zufall abo Die Lage der

erwerbslosen Frau in dieser Situation unterscheidc sich

durch nichts von der Lage der noch erwerbstütigen Frau°

Einleuchtende Gründe? die erwerbslosc Mutter aus dem

Schutzbereieh des Gesetzes auszuseheiden9 seien nicht

ersichtlich und im Bundestag auch nicht erörtert wor_
deno

Die beklagte Brsatzkasse hat beantragt9

die Revision zurückzuweiscnc

Sie hält das angefochtene Urteil des Berufungsgerichts

für zutreffend°

Der beigeladene Bundesminister für Arbeit und Sozial—

ordnung hat mit Rücksicht auf die zu erwartende par—

lamentarische Entscheidung über die Frage der Einbe—

ziehung der arbeitslosen Frauen in das MuSchG von

einer Stellungnahme abgeseheno

Die Retision ist zulässigo Die Voraussetzungen für

die von der Klägerin.durch ihren Prozeßbevollmäch—

tigten beantragte Ziedcreinsctzung in den vorigen

Stand (@ 67 des Sozialgerichtsgesetzcs — SGG—) sind

_ 7 „
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gegebena Der Klägerin war daher die Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand zu gewähren°

Die Revision ist jedoch nicht begründete Zutreffend

haben die Vorinstanzen entschieden9 daß der Klägerin

kein Anspruch auf Wochengeld für die 70 und 80 Woche

nach ihrer Niederkunft zustehto

Wie der_8enat in der Entscheidung vom gleichen Tage

—3 BK 75/ 61 —näher dargelegt hat? findet der mit
der Klage verfolgte Anspruch weder in der RVO noch

im HuSchG eine Stütze° Die RVO (@ 195 a) in der

geltenden Fassung gewährt überhaupt kein Yochengeld

für die 70 und 80 Woche nach der Entbindungo Das

MuSchG sieht zwar unter bestimmten Voraussetzungen

ein Wochengeld für den genannten Zeitraum vor (@ 13)°

Sein persönlicher Geltungsbereich erstreckt sich aber

nur auf den in 9 1 MuSchG aufgeführten Personenkreis9

doho im Arbeitsvcrhältnis stehende Frauen und

Heimarbeiterinnen9 nicht aber auf Arbeitsloseo Eine

entsprechende Anwendung des @ 15 MuSchG verbietet

sich angesichts des aus Zusammenhang‚ Zweck und

Vorgeschichte des Gesetzes klar erkennbaren Willens

des Gesetzes() Da bei dieser Rechtslage ein begründeter

Zweifel über den AnWendungsbereich des 9 13 MuSchG

nicht bestehen kann; entfällt auch die iöglichkeitp

die Anspruchsgrundlage auf dem Wege der verfassungs—

konformen Auslegung doch dem 5 13 MuSehG zu ent—
nehmen°

Diese th0 noch bestehende gesetzliche Regelung?

wonach der arbeitslosen stillenden Mutter kein

Wochengeld für die 70 Oder 80 Woche nach der Ent—
bindung zusteht‚ verstößt nicht gegen das GG° Wie das

LSG mit Recht festgestellt hat? bedarf Art„ 6 Abso 4 GG

—-8—
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der Konkretisierung durch den Gesetzgeber° Zutreffend

hat das LSG auch erwogen, daß der mit Art° 6 Abso 4 GG

dem Gesetzgeber erteilte Auftrag zur Konkretisierung

des darin enthaltenen Programmsatzes stufenweise ver—

wirklicht werden dürfe und noch nicht festgestellt wer—

den könne9 daß der bisher vom Gesetzgeber nicht genutzte

Zeitraum zur Erfüllung des verfassungsmäßigen Auftrags

übermäßig lang seio Auch der allgemeine Gleichheitssatz

(Arto 3 Abso1 GG)ist nicht verletzta Die unterschied—
liche Behandlung der im Arbeitsverhältnis stehenden

Mütter durch den Gesetzgeber? soweit es sich um das

Wochengeld handelt‚ ist nicht willkürlich? sondern insbe»

sondere dadurch ausreichend gerechtfertigt? daß angesichts

der begrenzten Finanzierungsmögliehkeiten des Bundes

die Beschränkung des Anwendungsbereichs des MuSchG
auf abhängig beschäftigte Frauen vertretbar erscheinto

Demnach mußte die Revision der Klägerin zurückgewiesen

werden„

Die Kostenentseheidung beruht auf 5 193 Absol und 4 SGGOI
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